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Eine Abstimmung verloren, nicht aber den Kampf um die Uferwege 

Obwohl der Schutz der Zürcher Ufer durch die Verfassung heute keine Mehrheit gefun-
den hat, ist der Seeuferweg nicht vom Tisch. Viele Stimmberechtigte liessen sich 
durch die irreführende Behauptung der Regierung über angebliche Kostenfolgen von 
½ Milliarde Franken verunsichern und haben darum Nein gestimmt. Dass die Zustim-
mung zur Uferinitiative trotzdem 36 % erreicht hat, ist ein starkes Votum für mehr Ufer-
wege im ganzen Kanton, das von der Politik nicht missachtet werden kann. Es bestä-
tigt und anerkennt das öffentliche Interesse an einem Seeuferweg am Zürichsee. Die 
Privatisierung der Ufer ist zu stoppen. 

Die Uferinitiative verlangte den Schutz der Zürcher Ufer durch die Verfassung, die ökologi-
sche Aufwertung und die verbesserte Zugänglichkeit der Ufer für die Öffentlichkeit. Einer 
breiten Bevölkerung wurde erst durch die Uferinitiative bewusst, dass die Seen und Flüsse 
und ihre Ufer allen gehören und dass die schleichende Privatisierung der Ufer nicht rechtens 
ist. Für alles, was die Uferinitiative in der Verfassung verankern wollte, gibt es bereits gesetz-
liche Vorgaben. Diese sind vom Abstimmungsergebnis nicht berührt und gelten weiterhin. 
Sie sind jetzt unverzüglich umzusetzen.  

Aggressive Gegenkampagne und unhaltbare Entschädigungsforderungen  
Die Gegner der Uferinitiative haben ihre massive finanzielle Überlegenheit voll ausgespielt. 
Der Stil der Kampagne war aggressiv und hat inhaltlich nicht überzeugt, aber eingeschüch-
tert. Von einem «Frontalangriff auf das Eigentum» war die Rede und einem «Verstoss gegen 
die Schweizer Rechtsordnung». «Naturzerstörung» beim Bau von Wanderwegen, «Littering» 
und «permanente Festhüttenstimmung am See» wurden heraufbeschworen. Und schliess-
lich wurden mit Verweis auf Aussagen der Regierung «unverhältnismässige Kosten» ange-
führt, welche sich in erste Linie als rechtlich unhaltbare Entschädigungsforderungen für Be-
sitzende von Seeliegenschaften herausstellten.  

Regierung verletzte ihre Pflicht zur sachlichen und neutralen Information 
Die Drohkulisse des Regierungsrats mit irreführenden Angaben zu angeblichen Kostenfolgen 
von ½ Milliarde Franken war absolut fehl am Platz und entbehrte zudem jeder seriösen 
Grundlage. Die Regierung hat ihre Pflicht zur sachlichen und neutralen Orientierung sträflich 
verletzt. Viele Stimmberechtigte waren verunsichert. Sie haben darum ein Nein in die Urne 
gelegt, obwohl sie einen Seeuferweg befürworten, aber nicht zu diesem Preis. Ihr Votum ist 
kein Votum gegen den Seeuferweg. Dieser muss jetzt so lange durch ein Bauverbot für Pri-
vate im Gewässerraum gesichert werden, bis die Bevölkerung durch die Veröffentlichung al-
ler Konzessionen und mit einem umfassenden Bericht über die Rechtslage aufgeklärt ist.  

Die Gegner beim Wort nehmen 
Die Gegner haben im Laufe des Abstimmungskampfs realisiert, dass ihr Argumentarium 
nicht überzeugt und sie Zugeständnisse machen müssen, wenn sie die Uferinitiative erfolg-
reich bekämpfen wollen. So versprachen Gemeindepräsidenten aus dem Gegenkomitee und 
Mitglieder regionaler Planungsgruppen in aller Öffentlichkeit vollmundig, sie würden sich ak-
tiv für mehr öffentlichen Raum am Zürichseeufer einsetzen, sollte die Uferinitiative abgelehnt  



  

 
 
 
 
 
werden. Die zuständige Regierungsrätin wurde nicht müde aufzuzählen, wie viele Projekte 
kurz vor der Realisierung stehen. Wir nehmen sie alle beim Wort und fordern als Tatbeweis,  
dass sie ein vorübergehendes Bauverbot im Gewässerraum am Zürichsee unterstützen.   
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